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Übermittlung per Mail 

 
 

Stuttgart, 17. Februar 2023 
 
 
 
Gemeinde Rottenacker - Gültigkeit des Bebauungsplans "Schwärze" 
Ergänzung zur Umwandlungsgenehmigung 
 
 
Sehr geehrte Frau Börsig, 

 

in der oben bezeichneten Angelegenheit nehmen wir Bezug auf den 

Ausnahmeantrag für die Inanspruchnahme einer Streuobstwiese nach 

§ 30b NatSchG i. V. m. § 33 Abs. 2 NatSchG der Gemeinde Rottenacker 

hinsichtlich des Bebauungsplanverfahrens „Schwärze“ vom 02.06.2022.  

 

Nachdem die begehrte Genehmigung bereits in Aussicht gestellt wur-

de, möchten wir die Antragstellung nochmals mit abwägungserhebli-

chen Argumenten ergänzen und zugleich auf die aktuellen Rechtspre-

chungen zur Umwandlungsgenehmigung des Verwaltungsgerichts 

Karlsruhe (Beschluss vom 22.12.2022, Az. 14 K 4097/22) sowie des 

Verwaltungsgerichts Stuttgart (Beschluss vom 12.01.2023, Az. 

2 K 6423/22) hinweisen.  

 

 

1. Ausgangslage  

 

Mit Datum vom 02.06.2022 hat die Gemeinde Rottenacker die 

oben genannte Umwandlungsgenehmigung beantragt. Hierbei er-

folgte eine umfangreiche Antragstellung mit Beschreibung des Be-
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standes und der Bedeutung des Streuobstbestandes für SAP-relevante Arten und 

andere Tier- und Pflanzenarten sowie eine ausführliche Begründung des öffentli-

chen Interesses an der Entwicklung des Baugebietes sowie die Prüfung und Abwä-

gung von Standortalternativen. Es entfallen unmittelbar nur zwei Obstbäume des 

Streuobstbestandes.  

 

Im Hinblick auf die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 12.01.2023 

halten wir aber bereits die Antragstellung vom 02.06.2022 für ausreichend, um eine 

rechtssichere Umwandlungsgenehmigung zu erteilen. Wie das Verwaltungsgericht 

in seinem Leitsatz festgestellt hat, begründet § 33a Abs. 2 NatSchG einen (gebun-

denen) Anspruch des Grundstückseigentümers auf Erteilung einer Umwandlungs-

genehmigung, wenn die Erhaltung eines bestimmten Streuobstbestandes nicht im 

überwiegenden öffentlichen Interesse liegt.  

 

So verhält es sich vorliegend.  

 

 

2. Öffentliches Interesse an der Erhaltung des Streuobstbestandes 

 

Dem streitgegenständlichen Streuobstbestand kann kein hochwertiges öffentliches 

Interesse an einer Erhaltung zugesprochen werden. Wie bereits in der Antragstel-

lung vom 02.06.2022 ausgeführt, ist der vorhandene Streuobstbestand lückig und 

einreihig. Baumhöhlen, welche Vögeln oder Fledermäusen als Quartier dienen 

könnten, wurden nicht festgestellt.  

 

Im Ergebnis kann eine wesentliche Bedeutung für die Leistungsfähigkeit des Natur-

haushaltes oder für den Erhalt der Artenvielfalt der gegenständlichen Streuobstwie-

se nicht zugesprochen werden, allenfalls ist durch die Umwandlungsgenehmigung 

mit mittleren Eingriffswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt zu rechnen. Vorlie-

gend kann somit unschwer auf die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Stuttgart 

(dort Rn. 45) verwiesen werden.  

 

 

3. Umwandlungsinteresse der Gemeinde 

 

Das gegenüberzustellende Interesse zur Umwandlung überwiegt vorliegend, 

wodurch die Umwandlungsgenehmigung zu erteilen ist.  

 

Wie sich der Begründung zum Bebauungsplan „Schwärze“ (dort Ziff. 2 und Ziff. 2.4 

„Wohnflächenbedarf“) entnehmen lässt, stehen der Gemeinde Rottenacker seit 
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längerem keine gemeindeeigenen Bauplätze mehr zur Verfügung. Die Nachfrage 

nach Bauland ist in Rottenacker groß.  

 

Der in Aufstellung befindliche Regionalplan Donau-Iller sieht die Gemeinde Rotten-

acker darüber hinaus als Siedlungsbereichsgemeinde vor. Demnach ist die Gemein-

de gehalten, über den eigenen, örtlichen Bedarf Wohnbauflächen auszuweisen.  

 

Wie bspw. der Homepage der Gemeinde Rottenacker (www.rottenacker.de/bauen-

und-wohnen.html) entnommen werden kann, sind in den Baugebieten „Unterer 

Ährich“ und „Kapellenäcker/Silberberg“ alle Bauplätze verkauft. Hierbei ist zu be-

merken, dass der Verkauf der Bauplätze bspw. im Baugebiet „Kapellen-

äcker/Silberberg“ in wenigen Jahren erfolgt ist.  

 

Das Interesse der Gemeinde Rottenacker an der Umwandlung der Streuobstwiese 

und somit der Schaffung von Wohnraum für die Bevölkerung wird auch nicht 

dadurch abgeschwächt, indem die Gemeinde Rottenacker Ende des vergangenen 

Jahres für die Bebauungspläne „Kapellenäcker/Silberberg II“ und „Kirchhofrain II“ 

Aufstellungsbeschlüsse gefasst hat. Insbesondere führt dies nicht dazu, dass nun 

argumentiert werden könnte, für die Entwicklung des Bebauungsplans „Schwärze“ 

wären Alternativstandorte möglich gewesen.  

 

a) Wie bereits mit der Antragstellung vom 02.06.2022 (dort Ziff. 7) dargestellt, 

bieten sich für die Planung und für die Entwicklung von Wohnbauflächen in 

Rottenacker keine bzw. nur geringe Möglichkeiten an. Wie sich über die Streu-

obstkartierung der LUBW eindrucksvoll belegen lässt, ist die Gemeinde Rotten-

acker von Streuobstbeständen umringt.  

 

 
Quelle: LUBW, Abruf am 16.02.2023 
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Im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung und der Alternativstandortprüfung 

ist darüber hinaus weiter zu berücksichtigen, dass es in der Rechtsprechung 

anerkannt ist, dass die Gemeinden auch auf gemeindeeigenen Flächen die Be-

bauungspläne entwickeln. Dies führt letztlich nicht nur dazu, dass die Verfah-

ren in der Regel schneller und konfliktfreier durchgeführt werden können, 

sondern sodass die Gemeinde auch sicherstellen kann, dass die Bebauungsplä-

ne entsprechend den Zielvorstellungen verwirklicht werden können (dies 

bspw. durch Baugebote im Rahmen der Bauplatzvergabe o. ä.).  

 

Im Hinblick auf die beiden neuen Aufstellungsbeschlüsse kann daher ange-

merkt werden, dass auch im derzeit abgegrenzten Geltungsbereich des Bebau-

ungsplans „Kapellenäcker/Silberberg II“ ein geschützter Streuobstbestand fest-

stellbar ist, der auch erhalten werden soll. Wie in der Antragstellung vom 

02.06.2022 dargestellt, wird dieser Streuobstbestand als hochwertiger für die 

Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes angesehen als der gegenständliche 

Streuobstbestand in der „Schwärze“.  

 

Zwar lässt sich ein derartiger Streuobstbestand nicht im Geltungsbereich des in 

der Aufstellung befindlichen Bebauungsplans „Kirchhofrain II“ feststellen, doch 

ist auch hier aufgrund der Nähe zur Donau, der Außenbereichslage und dem 

FFH-Gebiet mit Eingriffen in die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes zu 

rechnen.  

 

Allein vor diesem Hintergrund ist die Entwicklung dieser Baugebiete fraglich 

und dürfte mit Sicherheit die gesetzliche Höchstfrist zur Beschlussfassung über 

die Bebauungspläne im 13b-Verfahren ausreizen. Es ist somit nicht ersichtlich, 

dass die Gemeinde dem Ziel der dringenden Beschaffung von Wohnraum 

nachkommen hätte können durch die Entwicklung von gleichwertigen oder so-

gar besser geeigneten Flächen. Hinzu kommt, dass die Gemeinde aktuell bei 

beiden 13b-Verfahren nicht im Eigentum aller für die Ausweisung und Er-

schließung erforderlichen Flächen ist.  

 

b) Darüber hinaus muss erneut auf die regionalplanerischen Absichten verwiesen 

werden, welche in der Begründung des Bebauungsplans wie aber auch in der 

Antragstellung zur Umwandlungsgenehmigung bereits ausgeführt wurden. Die 

Gemeinde Rottenacker ist gehalten, über den eigenen Bedarf Bauplätze aus-

zuweisen. Die Wohnungsnot ist deutschlandweit und im Verwaltungsraum 

Munderkingen/Rottenacker/Ehingen existentiell. Auch für Flüchtlingsunter-

bringung fehlt der erforderliche Wohnraum.  
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Gerade im Hinblick auf gestiegene Kosten für Baufinanzierungen und ähnliches 

dürfte sich die Nachfrage an Bauflächen in Siedlungsgemeinden wie der Ge-

meinde Rottenacker verstärken. Durch die gestiegenen Kosten sind für viele 

Menschen Bauplätze in den Dichtezentren nicht mehr finanzierbar. Durch die 

günstige Lage von Rottenacker und dem Anschluss an die geplante Regio-/S-

Bahn kann davon ausgegangen werden, dass künftige Bauplatzinteressenten 

auf günstigere Bauplätze in den Randbezirken zurückgreifen werden.  

 

Ungeachtet dessen erhält die Gemeindeverwaltung auch derzeit nahezu jede 

Woche neue Bauplatzanfragen. Eine Interessentenliste mit ca. 50 Anfragen 

liegt vor. Unter Berücksichtigung der Bauplätze im Bebauungsplan „Schwärze“ 

sowie den – derzeit ungewissen – Bauplätzen für die in Aufstellung befindli-

chen Bebauungspläne kann somit davon ausgegangen werden, dass die Ge-

meinde auch in Anbetracht der in Aufstellung befindlichen Bebauungspläne ei-

nen entsprechenden Bedarf an Wohnbauflächen hat. Hinsichtlich der Zielvor-

stellungen des Regionalplans wäre die Gemeinde somit sogar gehalten, dar-

über hinaus weitere Baugebiete zu entwickeln.  

 

4. Fazit 

 

Im Hinblick auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Stuttgart besteht auf-

grund mangelnder Standortalternativen wie auch dem fehlenden öffentlichen Inte-

resse am Erhalt des Streuobstbestandes in der „Schwärze“ ein Anspruch auf Ertei-

lung der Umwandlungsgenehmigung.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Christoph Michel 
 

Rechtsanwalt I Associate 

 


